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Einleitung und Überblick 

§ 1 Einführung in die Thematik 

Seit Beginn des politischen und wirtschaftlichen Transformationsprozesses 
in Polen Ende der 80er Jahre hat der Wirtschafts- und damit einhergehend 
auch der Rechtsverkehr zwischen der Republik Polen und der Bun-
desrepublik Deutschland erheblich an Bedeutung gewonnen. Im Jahr 2003 
stand Polen als Abnehmer deutscher Exporte an zwölfter Stelle.1 Als Ab-
satzmarkt polnischer Produkte nimmt Deutschland seinerseits den ersten 
Platz ein.2 Daher wird nicht nur das polnische materielle Zivil- und Wirt-
schaftsrecht, sondern auch das polnische Zivilverfahrensrecht für die 
deutsch-polnische Wirtschafts- und Rechtspraxis immer wichtiger. 

Zwischen den Teilnehmern am Wirtschaftsverkehr entstehende Forde-
rungen sind nämlich praktisch nur soviel „wert", wie sie rechtlich und 
tatsächlich effektiv durchsetzbar sind. Der deutsche Unternehmer, der nach 
Polen exportiert, dort investiert oder von einem polnischen Exporteur 
Waren bezieht, muss sich stets die Frage stellen, ob und gegebenenfalls 
wie er im Streitfall eine Forderung gegen seinen polnischen Ge-
schäftspartner beitreiben könnte. Ebenso ist es für ihn wichtig zu wissen, 
ob sein polnischer Geschäftspartner eine mögliche Forderung gegen ihn 
erfolgreich durchsetzen könnte. 

In vielen Fällen wird sich der deutsche Unternehmer damit konfrontiert 
sehen, dass für die Entscheidung eines Rechtsstreits ein polnisches Gericht 
international zuständig wäre. Dies kann darauf beruhen, dass eine Ge-
richtsstands- oder Schiedsklausel nicht durchzusetzen war oder die Par-
teien bewusst oder aus Nachlässigkeit auf eine solche Klausel verzichtet 
haben. Möglich ist auch, dass eine vereinbarte internationale Gerichts-
standsklausel zugunsten der deutschen Gerichte angesichts einer aus-
schließlichen internationalen Zuständigkeit der polnischen Gerichte leer 

' Quelle: Statistisches Bundesamt, <http://www.destatis.de/presse/deutsch/pm2004/ 
p2200181.htm> (17. Januar 2005). 

2 Im Jahr 2000 betrug der deutsche Anteil an der polnischen Ausfuhr 34,9 %, im Jahr 
2001 betrug er 34,4 %, Quelle: Deutsch-Polnische Außenhandelskammer, <http://www. 
ahk.de/bueros/p/polen/wirtschaftsinfos.html> (17. Januar 2005). Als Herkunftsland von 
Importen nach Deutschland nahm Polen im Jahr 2003 den dreizehnten Platz ein, Quelle: 
Statistisches Bundesamt <http://www.destatis.de/presse/deutsch/pm2004/p2200181 .htm> 
(17. Januar 2005). 
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läuft. In diesem Fall wird das polnische Zivilverfahrensrecht schon auf der 
Ebene eines möglichen Erkenntnisverfahrens relevant. 

Selbst wenn aber die Entscheidung eines deutsch-polnischen Rechts-
streits einem deutschen Gericht oder einem Schiedsgericht obliegt, kann 
der deutsche Unternehmer mit dem polnischen Zivilverfahrensrecht kon-
frontiert werden. Dies ist spätestens dann der Fall, wenn die Vollstreckung 
in solche Vermögenswerte erforderlich wird, die in Polen belegen sind. 
Häufig wird daher schon im Stadium der Vertragsverhandlungen darüber 
nachzudenken sein, wie sich der Unternehmer bereits im Vorfeld einen 
vollstreckbaren Titel verschaffen kann. Damit kann der Gefahr vorgebeugt 
werden, im Streitfall auf eine langwierige Durchsetzung der Forderung vor 
Gericht oder im Wege eines häufig zwar schnelleren, aber oft auch 
kostenträchtigeren Schiedsverfahrens angewiesen zu sein. 

Allein schon angesichts dieser zunehmenden praktischen Relevanz des 
polnischen Verfahrensrechts für den deutsch-polnischen Wirtschafts- und 
Rechtsverkehr erscheint die Tatsache umso überraschender, dass das pol-
nische Zivilverfahrensrecht im Allgemeinen und das polnische Zwangs-
vollstreckungsrecht im Besonderen bislang in der deutschen Rechtswissen-
schaft - sieht man von einigen wenigen Monographien und einer über-
schaubaren Zahl von Aufsätzen ab3 - wenig Beachtung gefunden hat ge-
schweige denn Gegenstand vertiefter wissenschaftlicher Betrachtung ge-
worden ist. Auch jenseits solcher praktischer Nützlichkeitserwägungen 
liegt die wissenschaftliche Befassung mit der Rechtsordnung eines unmit-
telbaren Nachbarlandes ohnehin nahe. Die vorliegende Arbeit verfolgt da-
her das Ziel, einen wichtigen Aspekt des Zwangsvollstreckungsverfahrens 
in Polen näher zu untersuchen, nämlich die „Grundlage der Zwangsvoll-
streckung" (podstawa egzekucji). Regelmäßig ist die Grundlage der 
Zwangsvollstreckung der so genannte „Vollziehungstitel" (tytul wyko-
nawczy). 

Funktionell entspricht die „Grundlage der Zwangsvollstreckung" den 
„allgemeinen Voraussetzungen der Zwangsvollstreckung" im deutschen 
Recht. Zu beachten ist aber ein wichtiger Unterschied. Nach polnischem 
Recht ist die Grundlage der Zwangsvollstreckung in der Regel der aus dem 
vollstreckbaren Titel und der Vollstreckungsklausel bestehende Vollzie-
hungstitel, während die allgemeinen Vollstreckungsvoraussetzungen im 
deutschen Recht den Vollstreckungstitel, die Klausel und die Zustellung 
umfassen. Fehlt es an der Grundlage der Zwangsvollstreckung, so darf 
nach polnischem Recht grundsätzlich keine Zwangsvollstreckung durch-

3 Etwa die Monographien von WEYDE zur Anerkennung und Vollstreckung deutscher 
Entscheidungen in Polen (1997) und von PANKOWSKA-LlER zur Schiedsgerichtsbarkeit in 
Polen (1998), die allerdings Fragen der Zwangsvollstreckung nur am Rande behandelt, 
sowie die im Literaturverzeichnis aufgeführten Beiträge in Sammelwerken. 
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geführt werden. Ebenso ist nach deutschem Recht eine Zwangsvollstre-
ckung unzulässig, wenn es an den allgemeinen Vollstreckungsvorausset-
zungen fehlt. Um rechtswirksam ein Zwangsvollstreckungsverfahren in 
Polen durchfuhren zu können und damit Befriedigung im Wege der 
Zwangsvollstreckung zu erlangen, ist also eine genaue Kenntnis der An-
forderungen an den Vollziehungstitel erforderlich. Die vorliegende Arbeit 
will die entsprechenden Regelungen unter Berücksichtigung der Rechts-
praxis und rechtspolitischer Erwägungen systematisch darstellen. Da sich 
die Arbeit an den deutschen Leser wendet, werden dabei immer auch 
rechtsvergleichende Aspekte mit einzubeziehen sein. 

Die Bedeutung der „Grundlage der Zwangsvollstreckung" als solcher 
sowie einzelner dieses Rechtsinstitut betreffender Regelungen erschließt 
sich allerdings erst im größeren normativen Zusammenhang. Daher ist 
zunächst der rechtliche Rahmen darzustellen, in den die Vorschriften 
betreffend die Grundlage der Zwangsvollstreckung eingebettet sind. Es ist 
also der normative Standort dieser Regelungen zu klären. In einem zweiten 
Schritt wird die Rechtswirklichkeit der gerichtlichen Zwangsvollstreckung 
näher zu betrachten sein, da sich die Bedeutung eines Rechtsinstituts erst 
in der Rechtspraxis erweist. Im Anschluss ist die Gesetzgebungsgeschichte 
des am 5. Februar 2005 in Kraft getretenen Gesetzes vom 2. Juli 2004 über 
die Änderung des Zivilverfahrensgesetzbuchs und einiger anderer Gesetze4 

darzustellen, die wichtige Neuerungen auch im Bereich der gerichtlichen 
Zwangsvollstreckung normiert. Erst vor diesem Hintergrund werden die in 
dieser Arbeit zu untersuchenden Fragestellungen näher einzugrenzen sowie 
die Methode und der Gang der Untersuchung darzustellen sein. 

4 Dz.U. Nr. 172, Pos. 1804, im Folgenden: ZVGB-Novelle 2004. 
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§ 2 Normativer Standort der Regelungen 

Die allgemeinen Regelungen betreffend die Grundlage der Zwangsvoll-
streckung sind in den Art. 776 ff. des Zivilverfahrensgesetzbuchs vom 17. 
November 19641 normiert. Sie gehören also zum Dritten Teil des ZVGB, 
der nach seiner Überschrift „Das Z wangs voll streckungsverfahren" behan-
delt. Die Grundlage der Zwangsvollstreckung muss daher vor dem Hinter-
grund der Gesamtregelung der so genannten gerichtlichen Zwangsvollstre-
ckung im ZVGB und deren Stellung in der Gesamtrechtsordnung gesehen 
werden. In diesem Zusammenhang ist nach einem kurzen Uberblick über 
die wesentlichen Rechtsgrundlagen für die Zwangsvollstreckung die vom 
Gesetz verwendete, nicht immer widerspruchsfreie Terminologie zu klä-
ren. Gleichzeitig ist die gerichtliche Zwangsvollstreckung von anderen 
Verfahren nach dem ZVGB abzugrenzen. Im Anschluss wird auf das Ziel 
und den Anwendungsbereich der gerichtlichen Zwangsvollstreckung ein-
gegangen. Darauf wird ein kurz gefasster Überblick über die Regelungs-
systematik und den Ablauf des Zwangsvollstreckungsverfahrens gegeben, 
um das Verständnis der an verschiedenen Stellen dieser Arbeit angespro-
chenen Einzelprobleme des Zwangsvollstreckungsverfahrens zu erleich-
tern. Erst vor diesem Hintergrund wird ersichtlich, was unter der „Grund-
lage der Zwangsvollstreckung" zu verstehen ist. 

A. Rechtsgrundlagen 

Das polnische Zwangsvollstreckungsrecht ist vorwiegend im Dritten Buch 
des ZVGB („Das Zwangsvollstreckungsverfahren") geregelt.2 Wichtige 
Regelungen finden sich auch im Gesetz vom 29. August 1997 über die Ge-
richtsvollzieher und die Zwangsvollstreckung.3 Der Nachkriegsgesetzgeber 
knüpfte mit der Neukodifikation des ZVGB von 1964 an das zum 1. Januar 
1933 in Kraft getretene Zivilverfahrensgesetzbuch der Vorkriegszeit4 an. 
Das ZVGB 1932 war am 29. November 1930 als Präsidialverordnung5 er-
lassen und durch Präsidialverordnung6 vom 27. Oktober 1932 um Vor-

' Dz.U. Nr. 43, Pos. 296 m.sp.Änd., im Folgenden: ZVGB. 
2 Eine überblicksartige Darstellung der Quellen des polnischen Zwangsvollstre-

ckungsrechts findet sich bei MARCINIAK, in: LUBINSKl (Hrsg.), S. 19 ff. 
3 Dz.U. Nr. 133, Pos. 882 m.sp.Änd., im Folgenden: GvzG. 
4 Im Folgenden: ZVGB 1932. 
5 Dz.U. Nr. 83, Pos. 651 m.sp.Änd. 
6 Dz.U. Nr. 93, Pos. 805 m.sp.Änd. 
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Schriften zum vorläufigen Rechtsschutz- und Zwangsvollstreckungsverfah-
ren ergänzt worden. Es war seinerseits von den großen westeuropäischen 
Kodifikationen inspiriert. Trotz der veränderten gesellschaftlichen und po-
litischen Umstände im Polen der Nachkriegszeit entschied sich der Gesetz-
geber im Jahre 1964 nicht für eine radikal neue Kodifikation. Vielmehr er-
gänzte er nur die bisherigen Regelungen durch einige neue Vorschriften. 
Diese zielten vor allem darauf ab, durch den Grundsatz der so genannten 
„objektiven Wahrheit" die Parteiherrschaft zurückzudrängen. Zwar wurde 
die kontradiktorische Streitform beibehalten, aber durch die Gerichte ge-
steuert und durch Einschaltung der Staatsanwaltschaft weiter relativiert. 
Der Zivilprozess wurde dadurch dem Amtsverfahren der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit angenähert.7 In den 90er Jahren wurde das ZVGB teilweise 
reformiert, um es den Bedürfnissen einer rechtsstaatlich verfassten Rechts-
ordnung anzupassen. So wurde der Grundsatz der „objektiven Wahrheit" 
durch die zum 1. Juli 1996 in Kraft getretene Zivilverfahrensnovelle vom 
1. März 19968 weitgehend, aber nicht vollständig eliminiert.9 Durch eine 
weitere Novelle vom 24. Mai 200010 wurde auch das Rechtsbehelfssystem 
umfassend neu geordnet, das seit 1964 eher auf die gesamtgesellschaft-
lichen Interessen denn auf den Rechtsschutz des Einzelnen zugeschnitten 
war." Dem Amtsermittlungsgrundsatz kommt allerdings im polnischen 
Zivilprozessrecht trotz der jüngsten Reformen immer noch eine stärkere 
Bedeutung zu als in der deutschen ZPO. Ungeachtet dieser Relikte sozia-
listischen Rechtsdenkens, die auch das Zwangsvollstreckungsrecht nicht 
ganz unbeeinflusst gelassen haben, ist aber das polnische ZVGB in seinem 

7 Z u a l l e d e m n ä h e r PETERS, in: GRUNSK.Y ( H r s g . ) , S . 101 f f . , S. 102 . 
8 D z . U . Nr. 43, Pos. 189. 
9 Zwar wird nach wie vor aus bestimmten Vorschriften des ZVGB (etwa Art. 3, 7, 213 

§ 2 ZVGB, für das Zwangsvollstreckungsverfahren: Art. 761, 762, 840 ff. ZVGB; die 
bisher hierher gehörenden Art. 229, 339 § 2 ZVGB a.F. wurden mit Wirkung zum 5. Feb-
ruar 2005 geändert) ein „Grundsatz der materiellen Wahrheit" abgeleitet, siehe nur BRO-
NIEWICZ, Postepowanie cywilne, S. 59 f. und SlEDLECKl/SwiEBODA, S. 58 ff. Diesem 
Grundsatz wird aber heute im Ergebnis nicht mehr die allumfassende Geltung beigemes-
sen, die einige Vertreter der sozialistischen Rechtslehre dem „Grundsatz der objektiven 
Wahrheit" zugesprochen hatten. Vielmehr beschränkt die gegenwärtige Rechtslehre seine 
Anwendung de facto auf den Regelungsbereich der einschlägigen positiv-rechtlichen 
Vorschriften. Außerhalb des Anwendungsbereichs dieser Vorschriften gilt der Disposi-
tionsgrundsatz. Siehe dazu die ausfuhrliche Darstellung bei JAKUBECKI, PS 10/1998, 
S. 63 ff., insbesondere S. 75 und S. 84; zum Dispositionsgrundsatz näher BRONIEWICZ, 
Postfjpowanie cywilne, S. 60 ff. und SIEDLECKI/SWIEBODA, S. 61 f. 

10 Dz.U. Nr. 48, Pos. 554. 
" Dazu allgemein WARZOCHA, JOR XXIX/1988, S. 83 ff., S. 85 f. In diesem Zusam-

menhang spricht PETERS, in: GRUNSKY (Hrsg.), S. 101 ff., S. 103 von einer „merkwürdi-
gen Bevormundung der Parteien durch den Staat". 
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Kern deutlich erkennbar von der kontinentaleuropäischen Rechtstradition 
geprägt.12 

B. Terminologie und Abgrenzung zu anderen Verfahren 

Vor der eigentlichen Untersuchung des Gegenstands dieser Arbeit ist wei-
ter die vom ZVGB verwendete Terminologie zu klären. Das ZVGB spricht 
teilweise von der „gerichtlichen Zwangsvollstreckung", an anderen Stellen 
vom „Zwangsvollstreckungsverfahren", oftmals auch schlichtweg von der 
„Zwangsvollstreckung" und häufig von der „Vollziehung" von Titeln. Die-
se Begriffe sind voneinander abzugrenzen, um im weiteren Verlauf dieser 
Abhandlung über eine klare Begrifflichkeit zu verfugen. 

Mit dem Begriff der gerichtlichen Zwangsvollstreckung (egzekucja sq-
dowa) umschreibt das ZVGB den Regelungskomplex der Art. 758 bis 
1059 ZVGB als eine bestimmte Verfahrensari. Der Begriff dient der Ab-
grenzung zu anderen Vollstreckungsverfahren, insbesondere zum Verwal-
tungsvollstreckungsverfahren (post?powanie egzekucyjne w administracji), 
so etwa in Art. 777 § 1 Nr. 3 ZVGB. Er wird vor allem dann verwendet, 
wenn es darum geht, nach welchen Vorschriften eine titulierte Forderung 
durchzusetzen ist, nämlich entweder nach dem ZVGB oder nach anderen 
Vorschriften. Dagegen wird der Begriff des Zwangsvollstreckungsver-
fahrens (postqpowanie egzekucyjne) gebraucht, um das Verfahren nach den 
Art. 758 bis 1059 ZVGB als ein organisches Ganzes zu umschreiben. Die-
ser Begriff stellt also den normativ geregelten VerfahrensaWaw/ in den 
Vordergrund. Gleichzeitig wird damit das in den Art. 758 ff. ZVGB ge-
regelte Verfahren von anderen Verfahrensarten nach dem ZVGB abge-
grenzt, nämlich vom Erkenntnisverfahren (post^powanie rozpoznawcze) 
und vom vorläufigen Rechtsschutzverfahren (post^powanie zabezpiecza-
Rce). 

Dabei verwendet das ZVGB den Begriff „Zwangsvollstreckungsverfah-
ren" in zwei Bedeutungen, nämlich im weiteren und im engeren Sinn. Das 
Zwangsvollstreckungsverfahren im weiteren Sinne umfasst die Gesamtheit 
der im Dritten Teil des ZVGB13 geregelten Materie. Dazu gehören die fol-
genden Verfahren: 

- Das Klauselerteilungsverfahren (postyjowanie klauzulowe) nach den Art. 781 
bis 795 ZVGB; 

12 Nach WARZOCHA, JOR XXIX/1988, S. 83 ff., S. 84 f. ist das ZVGB mit der deut-
schen und der österreichischen ZPO, aber auch mit dem französischen Code de Procédure 
Civile vergleichbar. 

13 Bis 5. Februar 2005: Zweites Buch des Zweiten Teils des ZVGB. 



§ 2 Normativer Standort 7 

- das Verfahren, das die Durchführung einer Zwangsvollstreckung zum Gegenstand hat 
{Zwangsvollstreckungsverfahren im engeren Sinne; wlasciwe post^powanie egze-
kucyjne) nach den Art. 758 bis 780 und 796 bis 1059 ZVGB; 

- besondere Verfahren für die nicht im Wege der Zwangsvollstreckung erfolgende, 
zwangsweise Vollziehung von Verpflichtungen aus vollstreckbaren Titeln. Dazu ge-
hört mittlerweile nur noch das Verfahren nach Art. 1060 §§ 1 und 3 ZVGB für die 
Vollziehung gegen den Fiskus gerichteter vollstreckbarer Titel über andere als Geld-
forderungen ohne Vollstreckungsklausel.'4 

In diesem weiteren Sinne wird der Begriff „Zwangsvollstreckungsverfah-
ren" in der Überschrift des Dritten Teils des ZVGB und in Art. 743 § 1 
Satz 1, 760 § 1 und 771 ZVGB verwandt. Dagegen meint der Begriff im 
engeren Sinne nur das Verfahren, das die Durchführung einer Zwangsvoll-
streckung (egzekucja) zum Gegenstand hat. In diesem Sinne wird der Be-
griff etwa in den Art. 792, 808, 816, 823, 826, 903 und 1066 ZVGB ver-
wendet.15 

Der Begriff des Zwangsvollstreckungsverfahrens ist demnach auch von 
dem Begriff der Zwangsvollstreckung (egzekucja) abzugrenzen. Zwar wer-
den diese Begriffe teilweise synonym verwendet.16 Richtigerweise ist aber 
wie folgt zu unterscheiden: Zwangsvollstreckung ist die auf Zwang beru-
hende, von den Vollstreckungsorganen auf der Grundlage eines Vollzie-
hungstitels und in der vom (Prozess-)Recht vorgesehenen Art und Weise 
betriebene Durchsetzung einer dem Gläubiger geschuldeten Leistung des 
Schuldners.17 Das Zwangsvollstreckungsverfahren ist dagegen die vom 
Antrag auf Einleitung der Zwangsvollstreckung in Gang gesetzte Gesamt-
heit der mit der Zwangsvollstreckung zusammenhängenden Handlungen. 
Die Zwangsvollstreckung erfolgt also im Rahmen und mittels des 
Zwangsvollstreckungsverfahrens,18 stellt mit anderen Worten dessen Ziel 
dar.19 

14 Dieses Verfahren wird häufig als „freiwillige Vollziehung" (dobrowolne wykona-
nie) bezeichnet. Diese Terminologie ist ungenau. Es sollte besser vom „Verfahren zur 
zwangsweisen Vollziehung außerhalb der Zwangsvollstreckung" (nieegzekucyjny tryb 
przymusowego wykonania) gesprochen werden, siehe dazu näher MARCIN1AK, Podstawa 
egzekucji, S. 118 f. m.w.Nachw. auch zur Gegenauffassung. Vgl. auch die allgemeinen 
Ausführungen zum Verfahren nach Art. 1060 ZVGB unten S. 285 f. 

15 Zu alledem ausführlich BRONIEWICZ, PiP 8/1988, S. 39 ff., S. 39 sowie MARCI-
NIAK, Podstawa egzekucji, S. 119 f. 

16 Obersicht bei BRONIEWICZ, PiP 8/1988, S. 39 ff., S. 40. 
17 BRONIEWICZ, P i P 8 / 1 9 8 8 , S. 3 9 f f . , S. 4 8 , ä h n l i c h WENGEREK, in: JODLOWSK1 

(Hrsg.), S. 335 ff., S. 338. Bei WENGEREK, a.a.O., S. 337 f. findet sich auch eine ausführ-
liche Auseinandersetzung mit älteren Konzeptionen. 

18 BRONIEWICZ, P i P 8 / 1 9 8 8 , S . 3 9 f f . , S. 4 8 , ä h n l i c h WENGEREK, in: JODLOWSK1 
(Hrsg.), S. 335 ff., S. 341 m.w.Nachw.; in diesem Sinne auch MARCIN1AK, Podstawa eg-
zekucji, S. 115. 

19 Siehe dazu die Ausführungen im folgenden Abschnitt. 
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Neben dem Begriff der Zwangsvollstreckung verwendet das polnische 
ZVGB den Begriff der Vollziehung (wykonanie). Die Begriffe sind wie 
folgt voneinander abzugrenzen: Die Zwangsvollstreckung beruht auf der 
Anwendung der im Prozessrecht vorgesehenen Zwangsmittel durch die 
dazu berufenen staatlichen Organe mit dem Ziel, die Erfüllung der dem 
Gläubiger vom Schuldner geschuldeten und im vollstreckbaren Titel fest-
gelegten Leistungen durchzusetzen.20 Sie erfolgt im Wege des Zwangsvoll-
streckungsverfahrens im engeren Sinn. Demgegenüber ist der Begriff 
„Vollziehung" (wykonanie) weiter. „Vollziehung" umfasst einerseits die 
Fälle, in denen Ansprüche im Wege des Zwangsvollstreckungsverfahrens 
mit den für dieses Verfahren vorgesehenen Zwangsmitteln durchgesetzt 
werden, d.h. durch eine Zwangsvollstreckung im Wege des Zwangsvoll-
streckungsverfahrens auf der Grundlage eines Vollziehungstitels. Anderer-
seits gehören hierzu auch die Fälle, in denen die Erfüllung des Anspruchs 
in einem anderen Verfahren ohne Einsatz von Zwangsmitteln oder teil-
weise mit anderen Zwangsmitteln bewirkt wird (Beispiel: Art. 1060 §§ 1 
und 3 ZVGB). „Vollziehung" in diesem weiteren Sinne meint „die mit 
oder ohne Zwangsmittel erfolgende Herbeiführung eines Zustandes, der 
dem Inhalt des vollstreckbaren Titels entspricht".21 In einigen Fällen wird 
dieser Begriff im ZVGB und in anderen Gesetzen22 in einem noch weiteren 
Sinne verwendet, nämlich als „Durchsetzung" oder „Verwirklichung" von 
Rechten, die nicht zwingend in einem vollstreckbaren Titel tituliert zu sein 
brauchen. 

C. Ziel und Anwendungsbereich der Zwangsvollstreckung 

Die gerichtliche Zwangsvollstreckung ist im ZVGB geregelt. Sie stellt also 
nach der gesetzgeberischen Konzeption einen Teil des Zivilverfahrens als 
Ganzes dar. Der Standort der Vorschriften betreffend das Zwangsvollstre-
ckungsverfahren im weiteren Sinne im Dritten Teil des ZVGB weist darauf 
hin, dass dieses Verfahren zunächst als Fortsetzung des Erkenntnisverfah-
rens (post^powanie rozpoznawcze - so die Überschrift des Ersten Teils des 
ZVGB) konzipiert ist. So soll nach einer traditionellen Auffassung das Ziel 
der gerichtlichen Zwangsvollstreckung in der „Verwirklichung im Er-
kenntnisverfahren ergangener Urteile und eben dadurch Umsetzung der 
materiellrechtlichen Rechtsnormen"23 bestehen. 

20 WENGEREK, S^dowe post^powanie egzekucyjne, S. 9 f., DERS., in: JODLOWSKI 
(Hrsg.), S. 335 ff., S. 328. 

21 WENGEREK, in: JODLOWSKI (Hrsg.), S. 335 ff., S. 340 m.w.Nachw. 
22 Eine Auflistung findet sich bei HAAK, Zagad.egz. 2/1994, S. 69 ff., S. 70. 
23 WENGEREK, in: JODLOWSKI (Hrsg.), S. 335 ff., S. 335. 
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Allerdings ist diese Formulierung ungenau. Zum einen bedarf es nicht 
in allen Fällen der gerichtlichen Zwangsvollstreckung, um ein im Erkennt-
nisverfahren ergangenes Urteil durchzusetzen, etwa wenn der Schuldner 
ohne Anwendung staatlichen Zwangs auf das Urteil hin leistet. Zum ande-
ren kann im Wege der gerichtlichen Zwangsvollstreckung ähnlich wie im 
deutschen Recht24 auch aus anderen vollstreckbaren Titeln als gerichtli-
chen Entscheidungen vollstreckt werden (Art. 777 § 1 ZVGB). Gegenstand 
des Zwangsvollstreckungsverfahrens nach dem ZVGB, d.h. der gerichtli-
chen Zwangsvollstreckung sind zwar zu einem wesentlichen Teil Gerichts-
entscheidungen oder andere im Erkenntnisverfahren entstandene voll-
streckbare Titel, nämlich gerichtliche Vergleiche. Ihr Anwendungsbereich 
ist aber nach dem soeben Gesagten weiter. 

Die Formulierung des abstrakten Ziels der gerichtlichen Zwangsvoll-
streckung muss den gesamten Anwendungsbereich dieses Verfahrens be-
rücksichtigen und ihrer Stellung im Zivilverfahren als Ganzes Rechnung 
tragen. Die gerichtliche Zwangsvollstreckung hat - allgemein gespro-
chen - die Durchsetzung titulierter Forderungen25 durch staatliche Macht-
mittel in den Fällen zum Ziel, in denen der Schuldner nicht freiwillig lei-
stet. Dementsprechend formuliert die neuere polnische Rechtswissen-
schaft, die gerichtliche Zwangsvollstreckung diene der „endgültigen Ver-
wirklichung einer im vollstreckbaren Titel konkretisierten Rechtsnorm mit 
befehlendem oder verbietendem Charakter mittels Anwendung der staatli-
chen Zwangsmittel durch die Vollstreckungsorgane."26 

Auch aus einem weiteren Grund darf das Zwangsvollstreckungsverfah-
ren nicht als bloße Fortsetzung des Erkenntnisverfahrens nach dem ZVGB 
verstanden werden.27 Gegenstand der gerichtlichen Zwangsvollstreckung 
sind nicht nur titulierte zivilrechtliche Forderungen, für die der zivilge-
richtliche Rechtsweg eröffnet ist, sondern auch bestimmte andere Forde-
rungen, die ähnlich wie in Deutschland28 kraft aufdrängender Sonderzu-
weisung der gerichtlichen Zwangsvollstreckung unterliegen. Diese lassen 
sich in drei Gruppen zusammenfassen. Die gerichtliche Zwangsvollstre-
ckung dient auch der Vollziehung bestimmter Forderungen, die zwar zi-
vilrechtlich einzuordnen, aber kraft einer abdrängenden gesetzlichen Son-
derregelung einem anderen Rechtsweg zugewiesen sind. So sind im Straf-

24 Vgl. nur die Aufstellung der „anderen" Vollstreckungstitel nach Bundesrecht bei 
ZÖLLER/STÖBER, § 794 Rdnr. 35. 

25 In diesem Sinne HAAK, Zagad.egz. 2/1994, S. 69 ff., S. 69 und 71. 
26 WIECZOREK, PES 7/2000, S. 26 ff., S. 37. 
"WENGEREK., JOR XI/1970, S. 155 f f , S. 160 spricht daher von „Selbständigkeit" 

des Zwangsvollstreckungsverfahrens. 
28 Vgl. nur §§ 46a Abs. 1, 62 Abs. 2 Satz 1, 85 Abs. 1 Satz 3 ArbGG, § 53a Abs. 4 

FGG, §§ 198 Abs. 1, 199 ff. SGG, § 406b Satz 1 StGB, §§ 167 Abs. 1 Satz 1, 168 ff. 
VwGO. 
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verfahren ergangene Verurteilungen über Schadensersatzforderungen im 
Wege der gerichtlichen Zwangsvollstreckung beizutreiben.29 Diese Forde-
rungen sind zwar zivilrechtlicher Rechtsnatur, aber dem strafgerichtlichen 
Rechtsweg zugewiesen. Eine weitere Fallgruppe umfasst vollstreckbare Ti-
tel über öffentlich-rechtliche Forderungen, für die ausnahmsweise der zivil-
gerichtliche Rechtsweg eröffnet ist, etwa im Zivilverfahren ergangene Be-
schlüsse über die Verpflichtung zur Zahlung offener Verfahrenskosten, 
über die Verurteilung zur Zahlung von Zwangs- und Ordnungsgeldern oder 
über die Verhängung von Ersatzhaft.30 Eine dritte Fallgruppe umfasst öf-
fentlich-rechtliche Forderungen, die zwar nicht zum zivilgerichtlichen 
Rechtsweg gehören, aber im Wege der gerichtlichen Zwangsvollstreckung 
beizutreiben sind. So sind bestimmte im strafrechtlichen Verfahren ent-
standene vollstreckbare Titel über öffentlich-rechtliche Forderungen im 
Wege der gerichtlichen Zwangsvollstreckung zu vollziehen.31 Bis vor 
kurzer Zeit waren Verwaltungsvollziehungstitel (administracyjne tytuly 
wykonawcze) über öffentlich-rechtliche Ansprüche ebenfalls im Wege der 
gerichtlichen Zwangsvollstreckung vollstreckbar, soweit in Immobilien 
vollstreckt werden sollte, Art. 70 § 1, 71 des Verwaltungsvollstreckungs-
gesetzes vom 17. Juni 196632 a.F. Vor dem 1. Januar 2004 unterlagen auch 
Entscheidungen des Hauptverwaltungsgerichts über die Verhängung von 
Zwangsgeldern gegen Verwaltungsbehörden nach Art. 31 Abs. 1 Satz 3, 56 
Abs. 1 des Gesetzes vom 11. Mai 1995 über das Hauptverwaltungsge-
richt33 der Vollziehung im Wege der gerichtlichen Zwangsvollstreckung. 
Der Rechtsweg zur gerichtlichen Zwangsvollstreckung (droga egzekucji 
sqdowej) ist also - zusammenfassend gesagt - in folgenden Fällen eröff-
net: 

- Für alle titulierten zivilrechtlichen Forderungen, für die der zivilgerichtliche Rechts-
weg eröffnet ist; 

- für bestimmte titulierte zivilrechtliche Forderungen, die einem anderen als dem zivil-
gerichtlichen Rechtsweg zugewiesen sind, deren Vollziehung aber kraft aufdrängen-
der Sonderzuweisung im Wege der gerichtlichen Zwangsvollstreckung erfolgt; 

- für bestimmte titulierte öffentlich-rechtliche Forderungen, die kraft aufdrängender 
Sonderzuweisung dem zivilgerichtlichen Rechtsweg zugewiesen sind und deren Voll-
ziehung kraft aufdrängender Sonderzuweisung im Wege der gerichtlichen Zwangs-
vollstreckung erfolgt; 

29 Siehe dazu die Ausfuhrungen unten S. 84. 
30 Siehe dazu die Ausführungen unten S. 67 f., 232 ff. 
31 Siehe dazu die Ausführungen unten S. 84 f. 
32 Dz.U. Nr. 24, Pos. 151 m.sp.Änd., bereinigte Fassung: Dz.U. 1991 Nr. 36, Pos. 161 

m.sp.Änd. (im Folgenden: polnVwVG), geändert mit Wirkung zum 13. November 2001 
durch Art. 1 Nr. 55 des Gesetzes vom 6. September 2001 über die Änderung des Verwal-
tungsvollstreckungsgesetzes sowie einiger anderer Gesetze Dz.U. Nr. 125, Pos. 1368. 

33 Dz.U. Nr. 74, Pos. 368 m.sp.Änd., im Folgenden: HauptVwGG. 
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